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Sehr geehrter Herr Gerig, 

vielen Dank für die Einladung als Sachverständige zur öffentlichen Anhö-

rung am 10. Dezember 2018 und für die Möglichkeit zur Stellungnahme 

zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Ein umfassendes Tabakwerbeverbot 

schaffen“ (BT-Drs. 19/2539) und den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Tabakerzeugnisgesetzes“ (BT-Drs. 19/1878), die ich hiermit gerne wahr-

nehme.  

Vorbemerkungen 

Grundsätzlich begrüße ich den Antrag der Fraktion DIE LINKE und den 

Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Einführung 

eines Verbots der Tabakaußenwerbung. Ein Tabakaußenwerbeverbot ist 

erforderlich, wirksam und verfassungsgemäß. 

Es ist erforderlich, da Tabakwerbung nachgewiesenermaßen eine breite 

Wirkung hat. Ein kausaler Zusammenhang zwischen Tabakwerbung und 

einem erhöhten Tabakkonsum gilt als belegt3,9,11,12. In Deutschland bemer-

ken Raucher Tabakwerbung in erster Linie in und außen an Läden, die 

Tabak verkaufen, sowie auf großen Plakaten (Außenwerbung) (Abb. 1). 

Werbung für Tabakerzeugnisse wird allerdings nicht nur von erwachsenen 

Rauchern wahrgenommen und beeinflusst deren Rauchverhalten, sondern 

vor allem auch jugendliche Nichtraucher nehmen sie wahr5 (Abb. 2).  
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Abbildung 1. Wahrnehmung von Tabakwerbung in Deutschland durch 

Raucher, 20188 

 

Abbildung 2. Wahrnehmung von Tabakwerbung in Deutschland, 20145 

Jugendliche sind besonders empfänglich für Werbebotschaften. Tabak-

werbung rückt bei jungen Menschen das Rauchen ins Bewusstsein, ver-

bessert die Markenerkennung und fördert insbesondere bei Jugendlichen 

die Einstellungen zum Rauchen als erstrebenswertes Verhalten.4 Zudem 

kann sie bei ihnen das Bild von Rauchern und vom Rauchen positiv 

beeinflussen6,11. Jugendliche stehen einem Rauchbeginn offener gegen-

über, wenn sie Rauchern positive oder erstrebenswerte Eigenschaften, wie 

sie in der Tabakwerbung vermittelt werden, zuschreiben11. Letztendlich 

erhöht Tabakwerbung bei Jugendlichen die Absicht zu rauchen und die 

Wahrscheinlichkeit, mit dem Rauchen anzufangen. Insgesamt fördert sie 

bei ihnen sowohl den Einstieg ins Rauchen als auch den Übergang vom 

Experimentieren mit Zigaretten zum regelmäßigen Rauchen, und sie fördert 



Seite 3  

  

den Zigarettenkonsum.3,9,11,12. Darüber hinaus konterkarieren die 

Botschaften der Tabakwerbung sämtliche Aufklärungs- und 

Präventionsbemühungen. Zwar sind die Raucheranteile unter Jugendlichen 

kontinuierlich gesunken und lagen im Jahr 2016 unter 10 Prozent. Die 

weiterhin hohen Raucheranteile unter jungen Erwachsenen (23 % bei 18- 

bis 25-jährigen Frauen, 29 % bei 18- bis 25-jährigen Männern) belegen 

jedoch, dass sich der Einstieg ins Rauchen zum Teil nur in das junge 

Erwachsenenalter verschoben hat13.  

Umfassende Werbeverbote, die alle Formen der Werbung einbeziehen, 

sind nachgewiesenermaßen wirksam, da sie zu einem Rückgang des 

Raucheranteils in der Bevölkerung und somit letztendlich zur Verbesserung 

der Gesundheit beitragen. Werbeverbote wirken umso besser, je 

umfassender sie sind11,12. Begrenzte Werbeverbote, die der Industrie die 

Möglichkeit eröffnen, auf nicht beschränkte Werbekanäle auszuweichen, 

haben hingegen eine geringe Wirkung12. Je umfassender und klarer also 

eine Regelung ist, umso weniger kann sie umgangen werden und umso 

einfacher ist sie durchzusetzen. Deutschland ist das letzte Land in der 

Europäischen Union, das uneingeschränkt Außenwerbung für Tabak-

erzeugnisse zulässt. Ein Verbot der Tabakaußenwerbung würde eine 

bedeutende Lücke bei den bestehenden Tabakwerbebeschränkungen 

schließen. 

Ein umfassendes Tabakwerbeverbot ist zudem verfassungsgemäß, wie 

der Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Dr. h.c. Helmut Siekmann14 bereits im 

Jahr 2003 und der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages15 

erneut im Jahr 2016 feststellten: Ein umfassendes Tabakwerbeverbot, das 

alle Formen von Tabakwerbung, Förderung des Tabakverkaufs und 

Tabaksponsoring umfasst, ist mit der Meinungsfreiheit vereinbar, es 

verstößt nicht gegen Grundrechte der Tabakindustrie, auch nicht gegen 

Grundrechte der Werbeagenturen und Medien, und ist somit mit dem 

Grundgesetz zu vereinbaren. 

Stellungnahme zum Antrag der Fraktion DIE LINKE „Ein umfassendes 

Tabakwerbeverbot schaffen“ (BT-Drs. 19/2539): 

Grundsätzlich begrüße ich den Antrag der Fraktion DIE LINKE „Ein 

umfassendes Tabakwerbeverbot schaffen“, da sich dieser eng an den 

Vorgaben des im Jahre 2004 von Deutschland ratifizierten Tabakrahmen-

übereinkommens orientiert. Allerdings sind neben einem umfassenden 

Tabakwerbeverbot auch Beschränkungen der Werbung für E-Zigaretten 

und Nachfüllbehälter notwendig. 

Verschiedene Studien aus dem Ausland sowie eine deutsche Unter-

suchung, viele davon mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen, deuten 

darauf hin, dass bereits eine geringe Exposition gegenüber E-Zigaretten-

werbung die Bereitschaft erhöhen kann, die Produkte auszuprobieren. 

Dabei zeigt solche Werbung eine besonders hohe Wirkung, die Personen 

beim Konsum darstellt, die mit Aromen wirbt oder die auf soziale Vorteile 

abhebt, die der Konsum mit sich bringen soll.2,7 

E-Zigarettenkonsum kann abhängig machen, und das Aerosol der Produkte 

enthält Schadstoffe, darunter krebserzeugende. Tier- und Zellversuche 

weisen darauf hin, dass E-Zigarettenkonsum gesundheitsschädlich sein 
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könnte; die langfristigen gesundheitlichen Folgen des Konsums sind derzeit 

unbekannt.10 Das Gefährdungspotential von E-Zigaretten ist zwar als 

geringer einzuschätzen als das von konventionellen Zigaretten, weshalb E-

Zigaretten für Raucher eine weniger schädliche Alternative zum Rauchen 

sein können. Doch für Nichtraucher, insbesondere Jugendliche, sind sie 

keine harmlosen Life-Style-Produkte. 

Um zu verhindern, dass Jugendliche durch Werbung zum Einstieg in den 

Konsum eines abhängig machenden und gesundheitsschädlichen Produkts 

mit unbekannten langfristigen Folgen verführt werden, sollte Außen- und 

Kinowerbung für E-Zigaretten in derselben Weise verboten werden wie 

Werbung für Tabakerzeugnisse. Sofern Ausnahmen für E-Zigaretten 

dennoch gewährt werden sollen, sollte zumindest durch entsprechende 

Vorgaben sichergestellt sein, dass diese nicht als Schlupflöcher für 

Tabakwerbung ausgenutzt werden können. 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tabak-

erzeugnisgesetzes“ (BT-Drs. 19/1878) 

Grundsätzlich begrüße ich den Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN, da ein Verbot der Tabakaußenwerbung eine bedeutende 

Lücke bei den bestehenden Tabakwerbebeschränkungen schließen würde. 

Allerdings sollte keine Ausnahme für Gebäudeaußenflächen des 

Fachhandels gewährt werden, da dieses weiterhin im Stadtbild öffentlich 

sichtbare Tabakwerbung ermöglichen würde und zu befürchten steht, dass 

die Industrie verstärkt auf diesen Kanal ausweicht. 

Sofern dennoch eine Ausnahme für Gebäudeaußenflächen des Fach-

handels gewährt werden soll, muss eindeutig und eng definiert werden, was 

unter „Fachhandel“ zu verstehen ist. In Deutschland gibt es – ohne 

Automaten – nahezu 106.000 Verkaufsstellen für Tabak, darunter 

Geschäfte, von denen 9.050 vom Bundesverband des Tabakwaren-

Einzelhandels als „Fachhandel“ und 41.200 als „Nebenhandel“ bezeichnet 

werden1. Als Nebenhandel betreiben oftmals Schreibwarengeschäfte den 

Verkauf von Zigaretten – also Geschäfte, die wegen des Schulbedarfs 

häufig von Kindern und Jugendlichen frequentiert werden. Weitere 

Verkaufsstellen umfassen Tankstellen, Lebensmittelgeschäfte und Dis-

counter. Es sollte sichergestellt werden, dass der Nebenhandel und 

sonstige Verkaufsstellen nicht unter die Ausnahme für den Fachhandel 

fallen, da sonst insbesondere Kinder und Jugendliche weiterhin in hohem 

Maße Tabakaußenwerbung an Gebäudeaußenflächen ausgesetzt wären. 

Dies gilt analog für elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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